
W I E N E R 

Beilage Nr. 16 aus 1979 

LANDTAG 

Entwurf 

Gesetz vom 
geändert wird 

, mit dem das Wiener Bezügegesetz 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

.Artikel I 

Das ~Niener Bezügegesetz, LGBl. für Wien Nr. 4/1973, wird wie 
folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 5 hat v~ lauten: 

"(5) Der 3ez-:ig des I.litgliedes des Landtages, das zugleich 
Vorsitzender des Ge~ei.:.""1.derates ist, erhöht sich um eine 
Amtszulage. 
Die J...mtsZ'".:lage beträgt 

a) für den Vorsitzenden, dem die Aufgaben gemäß § 15d Abs. 3 
der Wiener Stad-tverfassung, LGBl. für Wien Nr. 28/1968, 
in der Fassung des Gesetzes LGBl. für Wien Nr. 12/1978 
obliegen, 66 v.H., 

b) für die übrigen Vorsitzenden 33 v.H, 
des Bezuges gemäß Abs. 1. 11 

2. § 20 Abs. 3 hat zu lauten: 

"(3) Besteht neben dem .Anspruch auf Versorgungsbezug gemäß 
Abs. 1 ein Anspruch auf Hinterbliebenenpension, Hinterbliebenen­
rente, Versorgungsbezug oder ähnliche Einkünfte nach dem 
verstorbenen (ehemaligen) Mitglied der Landesregierung, so 
gebührt der Versorgungsbezug gemäß Abs. 1 nur in dem Ausmaß, 
um das die Summe dieser neben dem Versorgungsbezug gemäß Abs. 1 
gebührenden Ein.'ldL~te hinter der Einkom.rnensgrenze zurückbleibt. 
Die Binkomnensgrenze beträgt für die Witwe 60 v.H., für die 
Halbwaise 12 v.H. und für die Vollwaise 30 v.H. des Bezuges 
gemäß§ 16 Abs. 2. Einkünfte auf Grund einer freiwilligen 
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Versicherung, Weiter- oder Höherversicherung sowie Hilflosen­
zuschüsse und ähnliche Einkünfte sind nicht zu berücksichtigen. 

Für die Vergleichsberechnung sind die Bruttobeträge heranzu­
ziehen." 

3. § 26 Abs. 3 hat zu lauten: 

"(3) Auf den Versorgungsbezug der Witwe und der Waise ist 
§ 20 Abs. 3 sin!"..gemäß mit der Maßgabe anzuwenden, daß an 
die Stelle des Bezuges gemäß§ 16 Abs. 2 der Bezug gemäß§ 24 
Abs. 1 tritt." 

4. § 30 hat zu lauten: 

11 § 30. (1) Dem :Mitglied der Bezirksvertretung gebührt ein 
monatlicher 3ezug. Der Bezug beträgt 1500 S. 

(2) Dem !Jitglied der Bezirksvertretung, das gemäß§ 61c 

Abs • . 1 der Wiene!" Stadtverfassung wegen der Abwesenheit des . 
Bezirksvorstehers von nehr als drei Monaten mit der Vertretung 

des Bezirksvorstehe!"s betraut ist, gebührt für diese Zeit 
statt des Bezuges geffiä.ß Abs. 1 der Bezug eines Bezirksvorsteher­

Stellvertreters ger::äß § 28. 

( 3) Dem :rr; tglied der Bezirksvertretung gebührt für jeden 

halben Tag, an dem es zu Kommissionen herangezogen wird, zur 
Abgeltung des damit verbundenen Aufwandes eine Entschädigung 

von 255 S. Dem Bezirksvorsteher, dem Bezirksvorsteher-Stell­
vertreter u...~d dem im Abs. 2 angeführten Mitglied der Bezirks­
vertretung gebührt diese Entschädigung nicht. 

(4) Dem Klubobma..YID (§ 61a der Wiener Stadtverfassung) 

gebührt zum Bezug eine monatliche Zulage in der Höhe der 

zweifachen Entschädigung gemäß Abs. 3. 

(5) Der Bezug gemäß Abs. 1 und die Entschädigung gemäß 
Abs. 3 ändern sich im gleichen Zei tpun.1{:t und im gleichen 
Prozentausm.aB wie der Bezug eines Mitgliedes des Landtages. 
Sich hiebei ergebende Restbeträge von weniger als 50 Groschen 
sind zu vernachlässigen, Restbeträge von 50 Groschen u__~a 
darüber sind auf volle Schillingbeträge aufzurunden." 
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5. § 33 Abs. 3 hat zu lauten: 

"(3) Der Bezug gemäß § 1 Abs. 1 und 2 und § 30 Abs. 1 

gebührt für den Monat, in dem die im§ 91 der Wiener Gemeinde­

wahlordnung, LGBl. für Wien Nr. 17/1964, festgelegte Frist 

abläuft oder die Berufung gemäß§ 92 Abs. 2 oder 3 der Wiener 

Gemeindewa.~lordnung erfolgt. Der Bezug gemäß§ 1 Abs. 3 und 

5 lit. b, § 11, § 22 Abs. 1 und§ 28 sowie die Geldleistungen 

gemäß § 2, § 12 u..."'ld § 22 Abs. 2 gebühren für den :Monat, in 

dem die Wahl, der Bezug gemäß§ 1 Abs. 5 lit. a und§ 30 
Abs. 2 für den Monat, in dem die Bestellung erfolgt, der 

Bezug gemäß§ 1 Abs. 4 und die Zulage gemäß§ 30 Abs. 4 für 

den Monat, in dem die Meldung gemäß§ 16a oder§ 61a Abs. 2 
der Wiener Stadtverfassung beim Bürgermeister einlangt.n 

6. Im § 35 Abs. 4 ist der Hinweis auf § 30 Abs. 1 durch den 

Hinweis auf§ 30 .Abs. 2 zu ersetzen • 

.Artikel II 

Dieses Gesetz tritt mit 1. Juli 1979 in Kraft. 
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Erläuternde BemerklL'Yleen 

zum Gesetz, mit dem das Wiener Bezügegesetz geändert wird 

Die Auswirkungen der letzten Novelle zur Wiener Stadtverfassung, 
LG-Bl. für Wien Nr. 12/1978, insbesondere die Einführung der 

Fragestunde sowie der durch die Dezentralisierung der Verwaltung 

und die Normierur...g der rä. twirkungsrechte der Bezirksbevölkerung 

bewirkte Ausbau der Aufgaben der Bezirksvertretu....'Ylgen, lassen 
es gerechtfertigt erscheinen, einige bezugsrechtliche Bestim.mungen 

des Wiener Bezügegesetzes zu ändern. Weiters macht es ein 

Erkenntnis des Verfassi~n~sgerichtshofes, mit dem§ 20 Abs. 3 
des Wiener Bezügegesetzes aufgehoben wurde, erforderlich, die 
Vorschrift~n über die A~rechnung von Einkünften auf den Ver­
sorgungsbezug von Witwen_ und 1Vaisen nach Hi tgliedern der 
Landesregier1.L~g ocer nach Bezirksvorstehern neu zu fassen. 

Zu den einzel..~en Bestimmungen des Gesetzentvvurfes ist folgendes 
zu bemerken: 

Zu Art. I Z. 1: 

Gemäß§ 15d der Wi€ner Stadtverfassung obliegt die ::Sntscheidung 
über die Zulassu...~g 1.L~d Reihung der A.Ii..fragen, die in der Frage­
stunde aufgerufen werden 1 einem vom Bürgermeister bestimmten 

Vorsitzenden des Gemeinderates, der in der Regel auch die 
Gemeindera.tssi tzu.:.---ig während der Fragestu..~ä..e leitet. Der Bezug 

dieses Vorsitzeno.en des Gemeinderates soll an die Bezüge des 
zweiten ~~d des dritten Landtagspräsidenten sowie der Klubobmänner 

angeglichen werden. 

Zu Art. I Z. 2: 

Der Verfassu . .ngsgerichtshof hat mit Erkenntnis vom 16. Dezember 1978, 

Zl. G 97 /78-9, den § 20 Abs. 3 des 'Yiener Bezügegesetzes als 
verfassungswidrig aufgehoben. Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 
30. November 1979 in Kraft. Auf Gr-1.1nd der aufgehobenen Bestimmung 
konnten folgende :Sinkünfte, die neben einem 1'li twen- oder Waisen-
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versorgungsbezug nach einem Mitglied der Landesregierung 

gebühren, zu dessen Kürzung führen: 

1. Bezug oder Ruhe(Versorgungs)bezug als Mitglied des Nationalrates, 

des Bundesrates, der Bundesregierung, als Bundespräsident, 
Staatssekretär, Bezirksvorsteher; 

2. Diensteinkommen oder Ru..~e(Versorgungs)bezug (ausgenommen eine 
Hilflosenzulage) aus einem Dienstverhältnis zu einer Gebiets­
körperschaft oder zu bestimmten Fonds, Stiftungen oder Anstalten; 

3. Einkommen oder Ru.hegenuß als Vorstandsmitglied oder als 
Geschäf"tsführer sowie Vergütungen als Aufsichtsrat in 
bestimmten Unternehmungen, auf die der Bund Einfluß hat; 

4. Wiederkehrende Geldleistungen aus der gesetzlichen Pensions­

u.~d Unfallversicherung (ausgenommen Hilflosenzuschuß und 

Pensionsleistungen auf Grund einer freiwilligen Weiter- oder 
Höherversicherung). 

Die Aufhebung des§ 20 Abs. 3 des Wiener Bezügegesetzes erfolgte 
vor allem deshalb, weil ein Diensteinkommen aus einem öffentlichen 
Dienstverhältnis zu einer Kürzung des Witwenversorgungsbezuges 

führt, nicht jedoch Einkünfte aus einer sonstigen selbständigen 
oder unselbständigen Ernerbstätigkeit. 

Art. I.Z. 2 sieht als Neuregelung vor, daß künftig alle vorn 

Verstorbenen abgeleiteten sonstigen Hinterbliebenenpensionen, 
Hinterbliebenenrenten, Versorgungsbezüge usw. zu einer Kürzung 
des Versorgungsbezuges gemäß§ 20 Abs. 1 des Wiener Bezügegesetzes 
führen körL.YJ.en. Wie bisher soll die Kürzung nur in dem Ausmaß 
erfolgen, in dem die Summe aus den zu berücksichtigenden Einkünften 

und dem Versorgungsbezug gemäß § 20 Abs. 1 des Wiener Bezügege­
setzes bei der Witwe 60 v.H., bei der Halbwaise 12 v.H. und bei 
der Vollwaise 30 v.H. des .Aktivbezuges des I'fiitgliedes der 
Landesregierung übersteigt. Weiters sollen entsprechend der 
bisherigen Rechtslage Ei~~:ünfte aui' Gru..~d einer freiwilligen 

Versicheru.."lg, Viei ter- oder Höherversicherung sowie Hilflosen­
zuschüsse und ähnliche Einkünfte bei der Vergleichsberechnung 
nicht berücksichtigt werden. 
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Zu A.rt. I. Z. 3: 

Die gleiche Regelung wie für die Hinterbliebenen nach Mitgliedern 

der Landesregierung soll auch für Hinterbliebene nach Bezirks­
vorstehern gelten. 

Zu Art. I z. 4: 

Im Hinblick au:f die zahlreichen zusätzlichen Aufgaben, die 
den Bezirksvertretungen in letzter Zeit übertragen worden sind, 
soll den Mitgliedern dieser Vertretungskörper ein monatlicher 
Bezug von 1500 S zuerkannt werden. Gleichzeitig soll die Kommissions­
gebühr von derzeit 162 Sauf 255 S je halben Tag angehoben werden. 
Für die IG.ubobmänner der Bezirksvertretungen ist schließlich eine 
zwölfmal jährlich auszuzahlende zusätzliche Entschädigung von 
510 S vorgesehen. Die Bestimmung des§ 30 Abs. 2 und die Valori­

sierungsregelu..."rJ.g des§ 30 Abs. 5 entsprechen der bereits be­

stehenden Rechtslage. 

Zu Art. I 

Die Neufassung des§ 1 Abs. 5 sowie die neuen Regelungen des 
§ 30 Abs. 1 u..~d 4 bedingen auch eine Ergänzung der Vorschriften 

über den erstmaligen Anfall der Geldleistungen nach dem Wiener 
:Bezügegesetz. 

Zu Art. I z. 6: 

Durch diese Bestirn."Tiung wird § 35 Abs. 4 an die Neufassung 

des§ 30 angepaßt. 

Zu Art. II: 

Diese Bestimmung regelt das I~-~rafttreten des Gesetzes. 



A b ä n d e r u n g s a n t r a g 

der Abaeordneten Incr. Hofmann, Hahn, Dr. Hirnschall und Genossen 
gemäß 1 36 Absatz 2Jder Geschäftsordnung des Lindtages flir Wien, 
einaebracht in der Si tzuna des \viener Landtages am 26. Juni 1979 ----~---------------------~------------------ ---- ---~- -

. . 
Der_Wiener Landtag wolle den Entwurf des Gesetzes, mit dem 

das Wiener Bezügegesetz geändert wird (Beilage Nr. 16 und 
16 A aus 1979), mit folgenden P.nderungen beschließen:: 

1. Im Art„ I hat die z„ 1 zu entfallen;. Die Z~ 2 bis 6 des 

Art. I werden zu z. 1 bis 5„ 

2. Im Art.· I Z. 3 (neu) ha.t der Abs„ 2 des- § 30 zu entfallen. 

3. 

. 
Die Abs! 3 bis 5 des § 30 werden zu Abs. 2 bis 4. 

(neu.) 
. 

§ (neu) Im Art. I z„ 3 hat der zweite Satz des 30 Abs. 2 

zu lauten: 
0 Dem Bezirksvorsteher und dem Bezirksvorsteher-Stellvertre~er 

gebüh_rt ~iese Entsch2.:3.i6w.'1g nicht. n 

4. Im Art. I Z. 3 (neu) ist im § 30 Abs. 3 (ner~.) und. im erste:ri 

Satz des § 30 Abs. 4 (neu) je,·,eils clsr Ausdruck uAbs. 3" 
durch - den nJ..bs. 21T zu. ersetzen. 

5- Im Art. I Z. 4 (neu) 
zu lauten: 

der z-:.,·ei te Satz § 33 Abs. 3 

. 
11Der Bezug g2r::~ß § 1 Abs. 3 u...Y:.d 5, § 11> § 22 Abs •. 1 u_11d ·§ 28 . 
so·.-1ie die Geldleistu._"!g::n ger.1äß § 2, §_ 12 und. § 22 Abs. 2 

b ··• ~-- · ~,. · · .. • · ,,. '-- 1 .... 1 + .. B ge u..u:-en Iur o.en i·,iOD::11:; 1 1.n_a.em aie fi3.u .... er:i.o gv, aer e_zug 
~O!J'll:Jr> § 1 ',r•c:: , .,.,..,;? a..:~ Zpl-:::,,-o ge·~;,,._ §' ··o ,..!). ~ 3 l~l;,..,.. n"'o-.1 c::,,_ •·•- ,;> J • .,_, _ • "+ V.!.-'-'-'- · .!. C: ........ c.·.5-..,. ,;l::::. l~ , ,:> .l\ ~ • • ~ ,_ _ 

Monat, in dem die ?tel°d.ung gem5ß § 16a oder § 61a Abs·. 2 
d \.,. S..... d..,_ ~ . • . er aener :.::. 11ver1:assiJ.ng oeirn Bürgermeister einlangt." 

6. Im Art. I.h~t die Z. 5 (neu) zu lauten: 
n 5 I § 3 5 ,. h ß \... b ,::, . t„ .i.. r •• • ID · .t' .... S. '-:- .t18. en. ule •10r 1,8 rill. 1::: h.usnahme des 

· · im § 30 Abs. 1 a.ngefti.hrt en i.h tgl iedes r zu enti2.ll-en." 



Gesetz vom 26. Juni 1979, mit dem das Wiener Bezügegesetz geändert 

wird 

Der Wiener IP-nd-tag hat · beschlossert: 

. 
Artikel r 

Das- Wiener Beztrgegeset-z, LGBl .. ·für Yiien Ur • . 4/1973, wird -i,vie 
~ 1,-,!- .. ~ . .1..0 5 .., gean1...eri;: 

·1. § 20 Abs.- 3 h!:>t.__zu .. la"!.ltan: 

"{3} Beste~ neben. d.e:-,,t .t~nsprttch auf Versorgungsbezug gemä.ß 

Abs.- 1 Hinterbliebenen-
rente 1 Ve~~~=gr~gqcez::g oder ä..h.nliche Ein1.-ü.nf~e nach dem 

ge bUhrt · de:;:- v ersorg:-..rngs bezu.g gemäß Abs„ 1 nur in de!TI Ausmaß 1 

um das d.:ia &,~~e dieser neben dem Versorgungsbezug gemäß Abs. 1 

geb1furende::J.. ?~~:--r~~te h~nter der Einkom.~ensgrenze zurückbleibt. 

Die Einko,-,,:77°-s.:7"?~::e- ~t=ägt für die Witwe 60 v.H., für ·die 
. . . ~ 

~albwaise 12 v ..E. und für- die Vollwaise 30 v .E~ - des Bezuges 

gemäß _§ 16 Abs ► 2. "R-rnkU:ofte- auf _Gr1.LYJ.d einer- freivdlligen 
. . 

Versichertmg, Weiter- · oder-Höherversicherung sowie-:Hililosen-

zuschüsse und- äbnJ i ehe- .E-i ~:ki.iri..f'te sind. nicht- zu berücksichtigen.· 
. -· . . ... .· . 

Für_ die Vergleichsberechnung sind die Bruttobeträge heranzu-

ziehen,;:n- . 

2. § 26 Abs. 3 
.., . 
!Ia:1; Zl„t. lauten: 

"(3) Auf. den Versorgtmgsbezu.g der r;itwe und der Waise ist 
§ 20 ~ -:> • •• n .... d A OS• .J S:Lr.1..."lge::ra.1j ~ ~ er 

die Stelle des Be~iges 
Abs. 1 tritt·. u 

3~ § 30 hat v~ lauten: 

IEaßgabe a..11.zu.wenden; daß an 

§ 16 Abs. 2 der Bezug ge~äß § 24 

"§ JO •. (1) Dem Liitglied der Bezirksvertretung gebührt ein 

mon~tlicher Bev~g. Der Be~~g beträgt 1500 s. 



(2) Dem Llitgli~d der Bezirksvertretung gebührt :fü.r 

jeden halben ~ag, an dem es zu Ko!::!.1!lissionen herangezogen wird, 

zur Abg'eltu.."'1.g des damit verbundenen Aufv1andes eine Entschädigung 
. . . 
von 255 S~ De~ Bezirksvorsteher und de~ Bezirksvorsteher-Stell-

vertreter g~bühr~- diese En:tschädigu„11.g nicht. 

(3) DeriI. .Kl.ubob;::ai,..n (§ 612. der Wiener Stadtverfassu...'"'!.g) 
. . 

gebfih.:..-t.·mBsr~g ein.~monatliche Zulage i~ der HOhe der 
. . 

zweifachen ?>-t;~sc"häd.igung gemäß Abs. 2. 
. . 

: ___ (4-) Der :Bezug:_ ~~B k.bs;. 1- U..."'1•1 ffi.e Ents(?hädigung gemäß 
. . 

·Abs~ ·2 ändern sicfr +m gleichen Zei:tpunkt: 1.L11.d. im gleichen 
. -· . 

J?roz~ntaus~G--wie. d.er_Bezr...tg eines Diit-gliedes de_s Landtages. 

_Sich· hiebe± erg3b·en,~Restbeträge von ':repi ger als·. 50 Groschen· 

S. inn zu VP~,::,:-....-·hl"=:i=i ;::-~'l""'l. ~o<:::tOPträ.cr=- von 50- r.ros,..'hen "L"-d - --------o-·J _.,__ - - o- -- -- -.~ -- ~ 

·dariibar 

T Abs. 1 und. 2 U..""ld § 30 Abs. 1 

die i:11 § 91 dar V/iener Geme; 11.d.e-

17/1964; festgelegte .Frist 

§ 92 Abs. 2 oder 3 der ·wiener 
G ·. ~ ~ - . ~ - 1 ..,...;. D B .. ß ~ 1 "b 3,( d emeina.e'-"12:,. 1 cr:a.zn.r::-§; e==.0--51,. • er- ezug ger:JE:.. ~ .:1. s. : un 

· 5, § .11, §_ 22 -2:.bz„ l u::td § 28 sowie d.ie GeldJ.eisttmgen gemäß 
• . .- . lt .. 

·§ 2, ·§ 12 uncl §. 22 Abs„ 2 gebü.hren fi.tr._d.en. :f1!onat, in dem die 

Wahl. ei:folgt, der Bezug gemäß § -1--Abs.·:.4- u.nd die -Zul~ge gemäß 
§ 30 Abs„ 3 für den :M:ona-t„ in der:1-die 1Ieldung gemäß § 16a 

oder-_§ 61a Abs„ 2 _der Wien~r Stadtverfassu...""lg bei.111 Bürger-. 

5. Io. § 35 Abs. 4 "h-:::.ben die Worte "mit Atts~e des im § .30 Abs. 1 

z1..1 e:r!.t:f~l len. 

Artikel II 

Dieses Gesetz tritt mit 1. Juli 1979 i!l Kraft. 
· Für die Richtigkeit: . 
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Erläuternde Bemerkungen 

zum Gesetz, mit dem das Wiener Bezügegesetz geändert wird 

Die Auswirkungen der letzten Novelle zur Wiener Stadtverfassung, 
LGBl. für Wien Nr. 12/1978, insbesondere die Einführung der 
Fragestunde sowie der durch die Dezentralisierung der Verwaltung 

und die Normierung der r.:i twirkungsrechte der Bezirksbevölkerung 

bewirkte Ausbau der Aufgaben der Bezirksvertretungen, lassen 
es gerechtfertigt erscheinen, einige bezugsrechtliche Bestimmungen 

des Wiener Bezügegesetzes zu ändern. Weiters macht es ein 
Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes, mit dem§ 20 Abs. 3 
des Wiener Bezügegesetzes aufgehoben wurde, erforderlich, die 
Vorschriften über die .Anrechnung von Einkünften auf den Ver­
sorgungsbezug von 7/itwen u„'1.d ~~/aisen nach I''Ii tgliedern der 

Landesregieru..~g oder nach Bezirksvorstehern neu zu fassen. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Gesetzentv'furfes ist folgendes 
zu be.::ierken: 

Zu Art . I Z • , : 

Gemäß § 15d der V-iiener Stadtverfassung obliegt die Entscheidung 
über die Zulassung U..'1.d Reihung der Anfragen, die in der Frage-

.,_ ~ -f' .r,, d . B'" . t 'h t. .... s 1,unoe au ... geru.i en wer en, einem vom urgermeis er ..,es 1!!'.m ven 

Vorsitzenden des Gemeinderates, der in der Regel auch die 
Gemeinderatssitzung während der Fragestv.nde leitet. Der Bezug 
dieses Vorsitzenden des Gemeinderates soll an die Bezüge des 

zweiten und des dritten Landtagspräsidenten sowie der Klubobmänner 

angeglichen werden. 

Zu Art. I Z. 2: 

Der Verfassu...'1.gsgerichtshof hat mit Erkenntnis vom 16. Dezember 1978, 
Zl. G 97/78-9, den§ 20 Abs. 3 des Wiener Bezligegesetzes als 
verfassungswidrig auf gehoben. Die Aufhebu..."1.g tritt mit Ablauf des 
30. November 1979 in Kraft. Auf Grund der aufgehobenen Bestimmung 
kon.11.ten folgende ~inkünfte, die neben einem 1'ii twen- oder ,Vaisen-



versorgungsbezug nach einem Mitglied der Landesregierung 
gebühren, zu dessen Kürzung führen: 

1. Bezug oder Ruhe(Versorgungs)bezug als Mitglied des Nationalratest 

des Bundesrates, der Bundesregierung, als Bundespräsident, 
Staatssekretär, Bezirksvorsteher; 

2. Diensteinkommen oder Ruhe(Versorgungs)bezug (ausgenommen eine 
Hilflosenzulage) aus einem Dienstverhältnis zu einer Gebiets­
körperschaft oder zu bestimmten Fonds, Stiftungen oder Anstalten; 

3. Einkommen oder Ru..~egenuß als Vorstandsmitglied oder als 
Geschäftsfü...½.rer sowie Vergütungen als Aufsichtsrat in 
bestimmten Unternehmungen, auf die der Bund Einfluß hat; 

4. Wiederkehrende Geldleistungen aus der gesetzlichen Pensions­

und Unfallversicher...L~g (ausgenommen Hilflosenzuschuß und 
Pensionsleistungen auf Grund einer freiwilligen Weiter- oder 

Höherversicherung). 

Die Aufhebung des§ 20 3 des Vviener Bezügegesetzes erfolgte 

vor allem deshalb, weil ein Diensteinkommen aus einem öffentlichen 
Dienstverr.Jil tnis zu einer Kürzung des Witwenversorgungsbezuges 

fü...~rt, nicht jedoch EinkU ... '1.fte aus einer sonstigen selbständigen 
oder unselbständigen ErNerbstätigkeit. 

Art. I.Z. 2 sieht als Neuregelung vor, daß künftig alle vom 

Verstorbenen abgeleiteten sonstigen Hinterbliebenenpensionen, ~-· 

Hinterbliebenenrenten, Versorgungsbezüge usw. zu einer Kürzung 
des Versorgungsbezuges gemäß§ 20 Abs. 1 des Wiener Bezügegesetzes 
fü...liren können. Wie bisher soll die Kürzung nur in dem Ausmaß 
erfolgen, in dem die Su.TJur1e aus den zu berücksichtigenden Einkünften 

und dem Versorgu.~gsbezug gemäß§ 20 Abs. 1 des Wiener Bezügege­
setzes bei der Witwe 60 v.H., bei der Halbwaise 12 v.H. und bei 
der Vollwaise 30 v.H. des Aktivbezuges des Mitgliedes der 
Landesregieru...--ig übersteigt. Weiters sollen entsprechend der 
bisherigen Rechtslage Eir .... \.·ünfte auf Grund einer freiwilligen 
Versicheru.ng, '.~fei ter- oder Höherversicherung sowie Hilflosen­
zuschüsse und ähnliche Einkü..·•1fte bei der Vergleichsberechn~~g 

nicht berücksichtigt werden. 



Zu Art. I Z. 3: 

Die gleiche Regelung wie für die Hinterbliebenen nach Mitgliedern 

der Landesregierung soll auch für Hinterbliebene nach Bezirks­
vorstehern gelten. 

Zu Art. I Z. 4: 

Im Hinblick auf die zahlreichen zusätzlichen Aufgaben, die 
den Bezirksvertretungen in letzter Zeit übertragen worden sind, 
soll den Mitgliedern dieser Vertretungskörper ein monatlicher 
Bezug von 1500 S zuerka..--:L~t werden. Gleichzeitig soll die Kommissions­

gebühr von derzeit 162 Sauf 255 S je halben Tag angehoben werden. 
Für die IG.ubobmänner der Bezirksvertretungen ist schließlich eine 
zwölfmal jährlich auszuzab..lende zusätzliche Entschädigung von 
510 S vorgesehen. Die Besti.m.'111ll1g des§ 30 Abs. 2 und die Valori­

sieru..~gsregelung des§ 30 Abs. 5 entsprechen der bereits be­
stehenden Rech~slage. 

Zu Art. I Z. 5: 

Die Neufass-.mg des § 1 Abs. 5 sowie die neuen Regelungen des 

§ 30 Abs. 1 u.r:..d. 4 bedingen auch eine Ergänzung der Vorschriften 

über den erstmaligen Ar.:.fall der Geldleistungen nach dem Wiener 
Bezügegesetz. 

Zu Art. I Z. 6: 

Durch diese Bestirr.:."11ung wird § 35 Abs. 4 an die Neufassung 

des§ 30 angepaßt. 

Zu Art. II: 

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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